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[ 
Parteientschädigung im Verfahren 
um Gewährung der unentgeltlichen 
Rechtspflege I! 

Art._ 119 Abs. 3 ZPO; § 4 Abs. 2 und 10 Abs. 1 GebV OG ZH 

Die Gegenpartei hat im Verfahren um Gewährung der 

unentgeltl ichen Rechtspflege nach einer fakultativen 

Anhörung keinen Anspruch auf Parteikostenersatz. 

Parteikosten werden im Geltungsbereich der ZPO 

nicht von Amtes wegen, sondern nur auf Antrag fest­

gesetzt. [294] 

BGer 4A_237/2013 vom 8. Juli 2013 (Publikation vorgesehen) 

A. X. (Beschwerdeführer) hatte am 4. Juli 2012 beim Han­
delsgericht des Kantons Zürich Klage über EUR 1212 100-
zuzüglich Zins gegen die Y. AG (Beschwerdegegnerin) ein­
gereicht. Das Handelsgericht hatte die Klage der Y. AG zu­
gestellt und dem Beschwerdeführer Frist zur Leistung eines 
Gerichtskostenvorschusses von CHF 46 000 - angesetzt. 
Das daraufhin gestellte Gesuch des Beschwerdeführers um 
Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege hatte es 
abgewiesen. Der Beschwerdeführer hatte in der Folge den 
Kostenvorschuss auch nach einer ihm gesetzten Nachfrist 
nicht geleistet. Das Handelsgericht war daraufhin auf 
die Klage nicht eingetreten, hatte dem Beschwerdeführer 
eine Gerichtsgebühr von CHF 12 000- auferlegt und 
der Beschwerdegegnerin eine Parteientschädigung von 
CHF 9000- zugesprochen. 

Der Beschwerdeführer beantragte daraufhin mit Be­
schwerde in Zivilsachen beim Bundesgericht, den Beschluss 
des Handelsgerichts dahingehend zu ändern, dass keine Ge­
richtsgebühren zu seinen Lasten erhoben werden und der 
Beschwerdegegnerin keine Parteientschädigung zugespro­
chen werde. Das Bundesgericht trat auf die Beschwerde ein, 
da gegen Entscheide einer einzigen kantonalen Instanz i.S.v. 
Art. 6 ZPO die Beschwerde an das Bundesgericht streitwer­
tunabhängig möglich ist. 

Der Beschwerdeführer rügte, die vorinstanzliche Kos­
tenfestsetzung verletze das Kostendeckungs- sowie das 
Äquivalenzprinzip und sei überdies willkürlich. 

Das Bundesgericht stellte vorweg fest, dass das Kosten­
deckungsprinzip nicht verletzt sei. Hingegen kam es zum 
Schluss, dass die Gerichtsgebühr von CHF 12 000- nicht 
vertretbar und willkürlich hoch sei. Dies aus folgenden 
Überlegungen: Die Prozesskosten sind im Kanton Zürich 
in der vom Obergericht erlassenen Gebührenverordnung 
vom 8. September 2010 (GebV OG) festgelegt. §4 GebV 
OG sieht für vermögensrechtliche Streitigkeiten einen nach 
Streitwert abgestuften Raster für die Grundgebühr vor. 
Diese kann unter Berücksichtigung des Zeitaufwands für 
das Gericht und der Schwierigkeit des Falls ermässigt oder 

erhöht werden. Ausserdem kann die Gebühr bis zur Hälfte 
reduziert werden, wenn das Verfahren ohne Anspruchsprü­
fung erledigt wird (§ 10 Abs. 1 GebV OG). 

Das Bundesgericht stellte zunächst fest, dass die Vorin­
stanz die ordentliche Gerichtsgebühr in Anwendung von 
§4 Abs. 2 und §10 Abs. 1 GebV OG pauschal auf rund 
einen Drittel reduziert hatte, ohne darzulegen, wie sie den 
geringen Zeitaufwand und die Kürzungsmöglichkeit nach 
§ 10 Abs. 1 GebV OG berücksichtigt hatte. Das Nichteintre­
ten mangels Leistung des Kostenvorschusses verursache für 
ein Gericht einen denkbar geringen Aufwand, weshalb eine 
kumulative Ermässigung gemäss § 4 Abs. 2 GebV OG und 
die Ausschöpfung der Kürzungsmöglichkeit um die Hälfte 
nach §10 Abs. 1 GebV OG zwingend erscheine. Da §4 
Abs. 2 GebV OG vorsieht, dass die Grundgebühr unter Be­
rücksichtigung des Zeitaufwands und der Schwierigkeit des 
Falls ohne Begrenzung nach unten festgelegt werden kann, 
sei der Willkürvorwurf berechtigt. Es sei in der Tat kaum 
eine Konstellation vorstellbar, die dem Gericht noch weni­
ger Aufwand abverlange als das Nichteintreten wegen 
Nichtleistung des Kostenvorschusses. Dabei sei zu berück­
sichtigen, dass der Aufwand für die Behandlung des Ge­
suchs um unentgeltliche Rechtspflege nicht in Rechnung 
gestellt werden dürfe (vgl. Art. 119 Abs. 6 ZPO). Unter Ver­
zicht auf eine Rückweisung der Sache zur Neufestsetzung 
der Gerichtsgebühr an die Vorinstanz legte das Bundesge­
richt schliesslich die Gerichtsgebühr selbst mit CHF 2000-
fest. 

Der Beschwerdeführer rügte zweitens, dass ihm eine 
Parteientschädigung von CHF 9000- zugunsten der Be­
schwerdegegnerin auferlegt worden sei. Die Vorinstanz 
hatte dazu erwogen, dass sich die Beschwerdegegnerin 
allein zum Gesuch des Beschwerdeführers um Gewährung 
der unentgeltlichen Rechtspflege habe äussern müssen. Ent­
sprechend prüfte das Bundesgericht einzig, ob die Gegen­
partei im Gesuchsverfahren um unentgeltliche Rechtspflege 
Anspruch auf eine Parteientschädigung hat, wenn sie von 
der ihr eingeräumten Äusserungsmöglichkeit Gebrauch ge­
macht hat. Diese Frage ist in der Literatur umstritten. Ge­
mäss Bundesgericht ist entscheidend, dass der Gegenpartei 
des Hauptverfahrens im Gesuchsverfahren um unentgeltli­
che Rechtspflege keine Parteistellung zukommt. Die Bewil­
ligung der unentgeltlichen Rechtspflege betreffe lediglich 
das Rechtsverhältnis zwischen dem Gesuchsteller und dem 
Staat. Hinzu kam vorliegend, dass die Beschwerdegegnerin 
keine Zusprechung einer Parteientschädigung beantragt 
und die Vorinstanz daher mit der Zusprechung einer Partei­
entschädigung die Dispositionsmaxime verletzt hatte. Aus 
diesen Gründen entschied das Bundesgericht, den ange­
fochtenen Entscheid dahingehend neu zu fassen, dass der 
Beschwerdegegnerin keine Parteientschädigung zuzuspre­
chen ist. 
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Kommentar 

Das Bundesgericht stellt klar, dass eine Gegenpartei, die 

im Verfahren um Gewährung der unentgeltlichen Rechts­

pflege von der ihr eingeräumten Äusserungsmöglichkeit 

Gebrauch macht, keinen Anspruch auf Parteientschädi­

gung hat. Es begründet dies mit dem formalen - und mög­

licherweise etwas gar formalistischen - Argument, dass 

der Gegenpartei des Hauptverfahrens im Verfahren um un­

entgeltliche Rechtspflege keine Parteistellung zukommt 

(vgl. BGer5A_29/2013 vom 4. April 2013, E. 1.1). Die Bewilli­

gung der unentgeltlichen Rechtspflege betrifft allein das 

Rechtsverhältnis zwischen dem Gesuchsteller und dem 

Staat. Der Gegenpartei des Hauptverfahrens entgehen 

keine Rechte, wenn sie sich zum Gesuch nicht äussert. 

Gleichzeitig bestätigte das Bundesgericht im Grundsatz, 

dass im Geltungsbereich der ZPO - anders als im Be­

schwerdeverfahren vor Bundesgericht - eine Parteient­

schädigung nur auf Antrag festgesetzt wird, nicht aber von 

Amtes wegen. Dies kann im Übrigen aus dem Wortlaut 

von Art. 105 ZPO geschlossen werden: Abs. 2 schreibt im 

Gegensatz zu Abs. 1 über die Gerichtskosten gerade nicht 

vor, dass die Parteientschädigung von Amtes wegen zuge­

sprochen wird. 

Schliesslich schafft das Bundesgericht bezüglich der 

Höhe der Parteientschädigung im Fall des Nichteintretens 

mangels Leistungskostenvorschusses Klarheit. Für das 

Gericht fällt in dieser Konstellation ein denkbar geringer 

Aufwand an, weshalb die kumulative Ausschöpfung sämt­

licher gemäss kantonalem Tarif möglicher Kürzungsmög­

lichkeiten zwingend ist. 

Thomas Geizer 

[ 
Keine Anfechtung 
von Abschreibungsbeschlüssen 
nach Vergleich ] 

Art. 241, Art. 328 Abs. 1 lit. c ZPO 

Der Abschreibungsbeschluss zufolge Vergleichs kann 

weder mittels Berufung noch mittels Beschwerde 

angefochten werden. [295] 

BGE 139 II1133 (BGer 4A_605/2012 vom 22. Februar 2013) 

Am 21. September 2011 hatte der Beschwerdeführer gegen 
die Y. AG (Beschwerdegegnerin) beim Handelsgericht 
des Kantons Aargau Klage eingereicht. Dieses hatte das 
Verfahren am 10. September 2012 nach Abschluss eines 
gerichtlichen Vergleichs im Rahmen einer Instruktionsver­
handlung abgeschrieben. Darauf verlangte der Beschwerde­
führer mit Beschwerde in Zivilsachen vor Bundesgericht die 

Aufhebung der Abschreibungsverfügung und rügte im We­
sentlichen, er sei anlässlich der Instruktionsverhandlung 
zum Abschluss des Vergleichs gleichsam gedrängt worden, 
nachdem das Eingehen auf einen - nach eigenem Dafürhal­
ten - für ihn unvorteilhaften Vergleich nie seine Absicht ge­
wesen sei. 

Nach dem Bundesgericht handelt es sich beim Ab­
schreibungsbeschluss um einen rein deklaratorischen Akt, 
gegen den nach herrschender Lehre kein Rechtsmittel zur 
Verfügung steht. Er kann dementsprechend kein taugliches 
Anfechtungsobjekt einer Berufung oder Beschwerde dar­
stellen. Hingegen ist der ihm zugrundeliegende Vergleich 
mit der Revision gemäss Art. 328 Abs. 1 lit. c ZPO anfecht­
bar. Im Zusammenhang mit materiellen und prozessualen 
Mängeln des Vergleichs ist die Revision nicht nur primärer, 
sondern ausschliesslicher Rechtsbehelf. Die Beschwerde 
wurde daher mangels eines tauglichen Anfechtungsobjekts 
abgewiesen. 

Kommentar 

Dem gerichtlichen Vergleich kommt eine rechtliche Dop­

pelnatur zu. Einerseits ist er ein privatrechtlicher Innomi­

natkontrakt nach den Regeln des OR, und andererseits 

weist er prozessrechtliche Komponenten auf, auf welche 

das Zivilprozessrecht Anwendung findet. 

Die Regelungen in den kantonalrechtlichen Zivilprozess­

ordnungen im Zusammenhang mit der Rechtsnatur eines 

Abschreibungsbeschlusses waren uneinheitlich. Während 

das Berner Modell davon ausging, dass die Parteierklä­

rung den Prozess unmittelbar beendet und dem Beschluss 

insofern - ausser in der Kostenfrage - nur noch deklaratori­

sche Wirkung zukommt, sah das Zürcher Modell demge­

genüber eine Beendigung des Verfahrens erst durch den 

gerichtlichen Abschreibungsentscheid vor. Dieser stellte 

auch das Anfechtungsobjekt einer allfälligen Anfechtung 

dar (LEUMANN LIEBSTER, in: Sutter-Somm/Hasenböhler/ 

Leuenberger, ZPO Komm., Art. 241 N16f f ) . 

Die Botschaft zur Schweizerischen ZPO hat sich dem Ber­

ner Modell angeschlossen und spricht von einer Gegen­

standslosigkeit des Prozesses infolge Vergleichs und einer 

Abschreibung der guten Ordnung halber (Botschaft ZPO, 

BBI 2006 7345). Diese Auffassung wird durch das Bundes­

gericht bestätigt. Entsprechend steht zur Anfechtung von 

gerichtlichen Abschreibungsbeschlüssen, die zufolge Ver­

gleichs ergangen sind, ausschliesslich der ausserordentli­

che Rechtsbehelf der Revision zur Verfügung. 

Sandra Altherr 
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